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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. unterstreicht, dass die EU von ihrer „sanften“ Gewalt Gebrauch machen und die Werte der 
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte sowie die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit und der verantwortungsvollen Regierungsführung, auf denen sie 
begründet ist, auf dem Wege des politischen Dialogs und der Zusammenarbeit mit 
Drittländern weiter fördern und konsolidieren sollte;

2. fordert die Kommission auf, das Instrument für die Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte weltweit zu stärken, um demokratische Reformen und eine 
verantwortungsvolle Regierungsführung zu unterstützen, sich insbesondere an 
Basisorganisationen zu wenden und die Wahlbeobachtungsmissionen sowie die 
Wahlbeobachtungstätigkeiten der örtlichen Zivilgesellschaft zu verstärken;

3. verweist darauf, dass der Aufbau legitimer demokratischer Fundamente und der 
Zivilgesellschaft ein langfristiger Prozess ist, der interne, regionale und internationale 
Unterstützung erfordert;

4. verweist darauf, dass die EU von den Regierungen der Partnerländer, die in den Genuss 
von Entwicklungshilfe kommen, ein ernsthaftes Engagement fordern sollte, zusätzlich zu 
funktionsfähigen Volkswirtschaften stabile und wirkliche Demokratien zu schaffen, in 
denen die Menschenrechte geachtet werden; verweist darauf, dass insbesondere die 
Verwendung von EU-Mitteln überwacht werden sollte und von repressiven Regimen, die 
ihren internationalen Verpflichtungen nicht nachkommen, greifbare Ergebnisse gefordert 
werden sollten;

5. unterstreicht die Notwendigkeit, Unabhängigkeit und Freiheit von Presse und Medien zu 
fördern, die wichtige Akteure bei der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und der 
Bekämpfung von Korruption sind;

6. betont, wie wichtig die Aufnahme von Menschenrechtsklauseln und wirksamen 
Streitbeilegungsmechanismen in Handels- und Partnerschaftsvereinbarungen sowie 
Handelsabkommen zwischen der EU und Drittstaaten ist;

7. bedauert, dass die Europäische Nachbarschaftspolitik in der Vergangenheit gemischte 
Ergebnisse im Hinblick auf die Schaffung dauerhafter demokratischer Strukturen und die 
wirtschaftliche Entwicklung erbracht hat, da die Reformen zu kosmetischen statt zu 
grundlegenden Änderungen geführt haben; unterstreicht die Notwendigkeit, von Fehlern 
aus der Politik der Vergangenheit zu lernen und einen neuen Ansatz zur Anwendung zu 
bringen, der mit der Achtung der Menschenrechte und der Unterstützung demokratischer 
Verhältnisse in Übereinstimmung gebracht würde.


